
  
 
 
 
 
 
An die 
Vorsitzende 
des Innen- und Rechtsausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Frau Barbara Ostmeier, MdL 
Landeshaus 
24100 Kiel 
 

Kiel, 28. Februar 2014 
 
 
 
 
Gesetzentwurf der FDP zur Änderung des Landesbeamte ngesetzes (Drucksa-
che 18/1247) 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem o.g. Gesetzentwurf Stellung nehmen 
zu können. Wir möchten von einer inhaltlichen Stellungnahme jedoch absehen. 
 
Der Bund der Steuerzahler hat sich bislang mit der Praxis der ärztlichen Gutachten 
für die Feststellung der gesundheitlichen Eignung für die Berufung in ein Beamten-
verhältnis nicht beschäftigt. Uns sind auch keine Hinweise oder Informationen be-
kannt, die auf besondere Probleme bei der Erstellung der ärztlichen Gutachten hin-
weisen. Deshalb können wir nicht beurteilen, ob die vorgeschlagene Gesetzesände-
rung einem relevanten Problem abhelfen kann. 
 
In diesem Zusammenhang möchten wir jedoch anregen, allgemein zu erörtern, wel-
che Möglichkeiten der Dienstgeber hat, auf die Erhaltung der gesundheitlichen 
Dienstfähigkeit der bereits verbeamteten Mitarbeiter weiter einzuwirken, um Perso-
nalausfälle durch zeitweise oder dauerhafte Dienstunfähigkeit zu vermeiden. Auch 
hierzu können wir nach unserem jetzigen Kenntnisstand keine konkreten Vorschläge 
beitragen. Wir halten es jedoch für lohnenswert, sich hier einen Überblick über die 
bestehenden Möglichkeiten und potenzielle Verbesserungsoptionen zu verschaffen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
(Dr. Aloys Altmann) 
  

 
 

                        Der Präsident 
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